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Badi im Jura schliesst Franzosen aus
Wegen Problemenmit Störenfrieden aus dembenachbarten Land erlässt dieGemeinde Porrentruy ein Zugangsverbot für Ausländer.

AntoineMenusier und
Ralph Steiner, Watson

Der Gemeindeverband des Be-
zirks Porrentruy (SIDP) und die
GemeindePorrentruy (Deutsch:
Pruntrut) imKanton Jurahaben
beschlossen, den Zugang zum
Freibad auf Personen mit
Schweizer Staatsangehörigkeit,
Inhaber einer Niederlassungs-
bewilligung sowie Inhaber einer
gültigen Schweizer Arbeitsbe-
willigung zu beschränken. Die
Massnahme gilt vom 4. Juli bis
zum 31. August.

Was das eigentlich heisst:
Die Behörden von Porrentruy
verbietenFranzosendenZutritt
zu ihrem Schwimmbad. Nicht
allen, denn französischeGrenz-
gänger – also Inhaber einer gül-
tigen Schweizer Arbeitsbewilli-
gung – dürfen wie erwähnt das
Bad mit ihren Familien besu-
chen, erklärt LionelMaitre, ver-
antwortlich für den Bereich
Freizeit beim SIDP: «Wir woll-
tendie französischenGrenzgän-
ger nicht benachteiligen.»

Die Massnahme richte sich
viel eher gegen jungeMenschen
ausdenangrenzenden französi-

schen Départements Territoire
de Belfort und Doubs. In den
vergangenenWochenhabeman
es mit zahlreichen Fällen von
Fehlverhalten durch Jugendli-
che von jenseits der Grenze zu
tun gehabt, sagt Maitre. «Zu-
nächst haben wir einen Sicher-
heitsdienst von Securitas enga-
giert, dann zwei weitere – aber
das hat nicht ausgereicht.»

Belästigungenvon
jungenFrauen
Daher gebe es nun diesen Ge-
meinderatsbeschluss, der 2020
bereits einmal erlassen worden
ist. Bezüglich konkretenVorfäl-
len mit den unhöflichen Nach-
barn sagt Maitre: «Es geht um
Belästigungenvon jungenFrau-
en, unangemesseneAusdrucks-
weise, Baden in Unterwäsche
und auch gewalttätiges Verhal-
ten nach Ermahnungen.»

Seit Beginn der Sommersai-
son wurden «mehr als zwanzig
Personen vom Schwimmbad
ausgeschlossen und der Zutritt
verboten»,heisst es ineinerMit-
teilungderBehörden.Es sei da-
beiwirklichein frankreichspezi-
fischesProblem:«VonallenPer-

sonen mit Zutrittsverbot
stammen zwar nicht alle aus
dem benachbarten Frankreich,
doch die wenigen aus der
Schweiz sindeineklareMinder-
heit», erklärt LionelMaitrewei-
ter. Er fügt an: «Aber auch bei
uns gibt es junge Leute, die sich
schlecht benehmen.»

Die Lage ist besonders an-
gespannt, weil das Schwimm-
bad in Delle auf französischer
Seite derzeit geschlossen ist. Es

soll am 8. Juli wieder öffnen,
doch die Probleme, die in Por-
rentruy aufgetreten sind, wer-
den sich mutmasslich auch in
Dellewiederholen –wie bereits
2020.

Gemäss Lionel Maitre helfe
die Zugangsbeschränkung zum
Schwimmbadauch, die tägliche
Besucherzahl auf einemtragba-
renNiveau zu halten: «Die Ein-
wohner von Porrentruy zahlen
Steuern für ihr Schwimmbad,

siemöchtenes inallerRuhenut-
zen können.»

Vieleder Störenfriede stam-
men aus Quartieren ennet der
Grenze, wo prekäre familiäre
Strukturen herrschen und wo
das Verhältnis zur Autorität bei
manchen problematisch ist.

Badisals«freie Jagdgebiete
für jungeMänner»
Formell gilt das Zutrittsverbot
zum Schwimmbad von Porren-
truy für alleAusländer, nichtnur
fürFranzosen.NebstGrenzgän-
gern können auch ausländische
Touristen, die in Porrentruy
übernachten, das Schwimmbad
weiterhin besuchen.

DasBadiverbot hat viel Auf-
merksamkeit erhalten – auch in
französischen Medien. Und es
gibt politisch zu reden.Für SVP-
Nationalrat Benjamin Fischer,
der noch nie im Schwimmbad
von Pruntrut war, sind «junge
Männer ausdenMaghreb-Staa-
ten, Syrien und Afghanistan»
dasProblem.Sie treten inGrup-
pen auf und belästigten andere
Menschen systematisch.Erhält
denEntscheidderBehörden für
nachvollziehbar. Das Problem

existiere anganzvielenOrten in
der Schweiz: «Die Freibäder
sind zu freien Jagdgebieten für
junge Männer geworden, die
eine andere kulturelle Prägung
haben und sich nicht gewohnt
sind, dass junge Frauen sich
ganz normal im Bikini in der
Badi aufhalten.»

Für SP-Nationalrätin Tama-
ra Funiciello ist es richtig, dass
eine Badi Personen, die andere
belästigten, nicht mehr rein-
lässt:«Dasgilt aber füralleMen-
schen, unabhängig der Her-
kunft.» Was die Pruntruter Be-
hörden machen, sei keine
Lösung. «Sie wirft eine ganze
Gruppe vonMenschen in einen
Topf.»AuchmitderHaltungder
SVPhat FunicielloMühe.Diese
ziele einmalmehr auf ausländi-
sche Täter und befeuere Frem-
denfeindlichkeit: «Wer Gewalt
wirklich bekämpfen will, be-
treibt keinen billigen Populis-
mus, sondern anerkennt, dass
Gewalt ein gesamtgesellschaft-
liches Problem ist und als sol-
ches angegangenwerdenmüss-
te.»Manmüssesichunabhängig
von deren Pass gegen alle Ge-
walttäter stellen.

Kein Zutritt für Ausländer: Die Badi von Porrentruy JU sorgt für
Schlagzeilen. Bild: Fabrice Coffrini/AFP

ANZEIGE

EINE GESELL-
SCHAFTLICHE
DEBATTE
VERDIENT
MEHR ALS
VERBOTE
Verbieten heisst nicht schützen. Es be-
deutet, das Problem einfach zu verlagern.
Verbote bestimmter Tabak- oder Nikotin-
produkte mögen gut gemeint sein… aber
sie lösen keine Probleme. Sie drängen
Konsumentinnen und Konsumenten in
den Parallelmarkt: ohne Kontrolle, ohne
Regeln, ohne Altersprüfung. Das Ergeb-
nis? Weniger Sicherheit, mehr Gefahren.
Minderjährige schützen, erwachsenen
Raucherinnen und Rauchern helfen, Risi-
ken zu reduzieren, eine freie und verant-
wortungsvolle Wirtschaft sichern — das
ist eine echte gesellschaftliche Debat-
te. Nicht überstürzte Entscheidungen.
Lassen wir uns auf die Diskussion ein.
Ersticken wir sie nicht mit wirkungslosen
Verboten.

...fördern den Schwarzmarkt

Ein Verbot öffnet dem illegalen Handel Tür und Tor. Unkontrollierte

Produkte, fragwürdige Qualität, benachteiligte legale Geschäfte.

Parallelmärkte warten nur darauf.

...sind der falsche Weg

Der Jugendschutz ist bereits gesetzlich geregelt. Was es braucht?

Die konsequente Umsetzung. Das Verkaufsverbot an Minderjäh-

rige existiert. Was fehlt, ist nicht das Gesetz, sondern der Wille,

dieses durchzusetzen.

...schwächen unsere Wirtschaft

Weniger wirtschaftliche Freiheit. Mehr regulatorisches Chaos.

Wachsende Rechtsunsicherheit. Und währenddessen… entgehen

dem Staat Steuereinnahmen und der Schwarzmarkt floriert. Es ist

Zeit, Verbote zu überdenken.

VERBOTE …

...untergraben
die Schadensminderung

Verbote von Alternativprodukten zur Zigarette bedeuten eine

Einschränkung der Möglichkeiten der Raucherinnen und Raucher,

ihre Gesundheitsrisiken zu verringern. Rauchfreie Produkte sind

eine bessere Wahl. Weshalb soll man Raucherinnen und Raucher

davon abhalten?


